
•des Gerichts durch die Einführung des Offizialverfah
rens gegenüber dem allgemeinen Zivilprozeß wesent
lich erweitert wird. Dieser Pflicht ist aber weder das 
Kreisgericht noch das Bezirksgericht gerecht geworden. 
Beide Gerichte sind erkennbar davon ausgegangen, 
daß die Erklärungen des Klägers über den Verkauf 
•des Fernsehgeräts und des Motorrads der Wahrheit ent
sprechen, obwohl diese Behauptungen von der Ver
klagten mehrfach bestritten worden sind. Darüber, ob 
und gegebenenfalls unter welchen Umständen diese 
Gegenstände veräußert worden sind, hätte, da sie einen 
erheblichen Wert darstellen, Beweis erhoben werden 
müssen. Besonders beachtlich und zur umfassenden 
Aufklärung geradezu zwingend war die Tatsache, daß 
es sich um Anschaffungen beider Ehegatten während 
der Ehe handelte. Der Wert dieser Gegenstände mußte 
also bei der Auseinandersetzung der Ehegatten über 
den Hausrat mit berücksichtigt werden. Allerdings 
hätte er außer Betracht zu bleiben, soweit der Ver
kaufserlös für den gemeinsamen Unterhalt der Familie 
oder für sonstige in ihrem Interesse notwendige An
schaffungen verwendet wurde. Dabei wäre aber 
weiter beachtlich gewesen, welche Einkommensbeträge 
dem Kläger nach seiner Trennung von der Verklagten 
für den Unterhalt der Familie und für sich selbst zur 
Verfügung gestanden haben. Es ist nämlich nicht ver
tretbar und müßte jedenfalls bei der Häusratsausein- 
andersetzung mit berücksichtigt werden, wenn ein 
Ehegatte vor der Auseinandersetzung gemeinsam 
erworbene Hausratsgegenstände veräußert, um dadurch 
seinen durch den — vom gesellschaftlichen Standpunkt 
aus zu verwerfenden — Weggang von der Familie 
bedingten erhöhten Bedürfnissen gerecht zu werden. 
Nur wenn diese Veräußerungen und die Verfügung 
über den Erlös in beiderseitigem Einverständnis 
erfolgt sein sollten, müßte der erzielte Erlös bei der 
Auseinandersetzung außer Betradit bleiben.

Im übrigen erforderte im vorliegenden Fall der 
Umstand, daß die Verklagte die drei ehelichen Kinder 
zu betreuen hat, ohnehin, daß das Gericht der Haus
ratsteilung eine erhöhte Aufmerksamkeit zuwandte. 
Wenn auch der Kläger monatlich 35 DM Unterhalt für 
jedes Kind zu zahlen hat, so verbleibt doch bei der 
sorgeberechtigten Mutter die größere Last der Erzie
hung und Versorgung der heranwachsenden Kinder. 
Es erscheint deshalb fraglich, ob die Verklagte in den 
nächsten Jahren überhaupt in der Lage sein wird, grö
ßere Anschaffungen im Haushalt zu machen. Die 
Gerichte hätten deshalb unter Beachtung dieser 
Umstände auch prüfen müssen, ob der Verklagten und 
den Kindern gerechterweise zuzumuten ist, auf alle 
dem Kläger zuerkannten Gegenstände zu verzichten. 
Durch die für die Zukunft festgelegte Unterhaltspflicht 
des Klägers seinen Kindern gegenüber wird nämlich 
nicht ausgeschlossen, daß dieser auch verpflichtet 
bleibt, den Kindern die Trennung insoweit zu erleich
tern, daß ihnen zumindest wohnlich keine größeren 
Nachteile gegenüber früher erwachsen. Insoweit müß
ten vom Kläger im Hausratsverfahren gegebenenfalls 
Leistungen verlangt werden, die, wie bereits erwähnt, 
über seine künftige durch Geldzahlungen zu erfüllende 
Unterhaltspflicht hinausgehen. Diese Erwägungen hätte 
das Bezirksgericht bei seiner Entscheidung zumindest 
in Betradit ziehen und den Sachverhalt auch insoweit 
aufklären müssen.

§§ 1933, 2077 Abs. 1 Satz 2, 2268 Abs. 1 BGB.
Das — gesetzliche oder testamentarische — Erbrecht 

des Ehegatten fällt nur bei Scheidung der Ehe vor dem 
Tode des Erblassers weg, nicht schon, wenn dieser 
Scheidungsklage erhoben hatte.

§§ 1933 und 2077 Abs. 1 Satz 2 BGB sind nicht mehr 
geltendes Recht — auch nicht in der Art, daß das in 
ihnen enthaltene Verschuldensprinzip durch das Zer
rüttungsprinzip ersetzt wäre —, sondern ersatzlos Weg
fällen.

OG, Urt. vom 3. Juli 1959 - 2 Zz 20/59.

Der Kläger ist der Sohn des am 28. März 1956 verstor
benen Rentners F. P. aus dessen erster Ehe, die Verklagte 
ist die zweite Ehefrau des Verstorbenen. Die Eheleute 
haben am 1. Juni 1952 ein gemeinschaftliches privatschrift
liches Testament errichtet, durch das sie sich gegenseitig zu 
Erben einsetzten, mit der weiteren Anordnung, daß nach

dem Tode des zuletzt verstorbenen Ehegatten die drei Kin
der beider Ehegatten aus ihren früheren Ehen den Nachlaß 
zu gleichen Teilen erben sollen.

Der Kläger hat zunächst behauptet, das Testament sei 
unecht. Außerdem hat er vorgebracht, es sei auch im Fall 
seiner Echtheit unwirksam, da der Erblasser Klage auf 
Scheidung erhoben habe und im Fall der Scheidung die 
Verklagte als schuldig anzusehen gewesen wäre.

Er hat beantragt,
1. festzustellen, daß das gemeinschaftliche Testament der 
Eheleute F. und M. P. vom 1. Juni 1952 unecht ist,
2. festzustellen, daß der Kläger und seine Schwester Frau 

• E. B. geh. P. gesetzliche Erben nach dem am 28. März 1956
verstorbenen F. P. je zur Hälfte sind,
3. die Verklagte zu verurteilen, Auskunft zu erteilen 
über den Umfang und Verbleib der in ihrem Besitz be
findlichen oder befindlich gewesenen Nachlaßgegenstände 
und die in ihrem Besitz befindlichen Gegenstände aus 
dem Nachlaß des F. P. an den Kläger und dessen 
Schwester herauszugeben.
Die Verklagte hat Klagabweisung beantragt.
Das Kreisgericht hat nach Einholung eines Gutachtens 

des Kriminaltechnischen Instituts der Deutschen Volks
polizei vom 4. Oktober 1956, das das Testament als echt 
erklärt — worauf der Kläger Rücknahme des Klagantrags 
zu 1. erklärte, die infolge Widerspruchs der Verklagten 
nicht wirksam wurde —, die Klage abgewiesen.

Zur Begründung hat es in seinem Urteil vom 15. No
vember 1956 ausgeführt: Nach dem Ergebnis des Schrift
gutachtens sei die Verklagte Erbin des F. P.. Die auf 
§ 2077 BGB gestützten Ausführungen über die Unwirksam
keit des Testamentes hätten nur Gegenstand einer Klag
änderung sein können; der Kläger habe aber trotz Befra
gens die Klage nicht geändert.

Gegen dieses Urteü hat der Kläger form- und fristgerecht 
Berufung eingelegt.

Er hat ausgeführt: Die Darlegungen des Kreisgerichts 
über die Notwendigkeit einer Klagänderung seien rechts
irrig; er habe vielmehr lediglich unter Aufrechterhaltung 
seines Klagantrags den Klagegrund geändert. Das sei keine 
Klagänderung.

In der Sache weise er darauf hin, daß es nunmehr nach 
Wegfall des Verschuldensprinzips im Eheverfahren bei 
Anwendung der §§ 2077 und 2268 BGB nur darauf an
komme, ob der Verstorbene Klage auf Scheidung der Ehe 
erhoben habe und ob er hierzu berechtigt gewesen sei. Die 
Berechtigung liege vor, wenn die Ehe völlig zerrüttet ge
wesen sei. Das sei aber hier der Fall gewesen.

Der Kläger hat beantragt, unter Abänderung des angefoch
tenen Urteils wie folgt zu erkennen:

1. Es wird festgestellt, daß das gemeinschaftliche Testa
ment der Eheleute P. vom 1. Juni 1952 unwirksam ist.
2. Es wird festgestellt, daß der Kläger und seine 
Schwester, Frau E. B. geb. P„ wohnhaft in B., gesetzliche 
Erben nach dem am 28. März 1956 verstorbenen F. P. je 
zur Hälfte sind.
3. Die Verklagte wird verurteilt, Auskunft zu erteilen 
über den Umfang und Verbleib der aus dem Nachlaß von 
F. P. in ihrem Besitz befindlich gewesenen Gegenstände.
4. Die Verklagte wird verurteilt, die in ihrem Besitz be
findlichen Gegenstände aus dem Nachlaß nach F. P. an
a) den Kläger,
b) dessen Schwester E. B. 
herauszugeben.
Die Verklagte hat Zurückweisung der Berufung bean

tragt.
Sie hat ausgeführt: Zunächst liege kein Feststellungs

interesse vor. Außerdem seien die Ausführungen des Klä
gers über die Auslegung des § 2077 BGB unrichtig. Die 
Vorschrift des § 2077 Abs. 1 Satz 2 BGB sei in vollem Um
fang gegenstandslos geworden. Man könne sie also nicht 
etwa durch Berücksichtigung des Zerrüttungsprinzips er
setzen. Komme es aber doch hierauf an, so könne jeden
falls, ein Testament nicht dann unwirksam sein, wenn die 
Zerrüttung der Ehe durch Verschulden des Klägers ein
getreten sei. Sie müsse bestreiten, daß durch ihr Verhalten 
die Ehe zerrüttet worden sei.

Das Bezirksgericht hat das den Parteien je am' 12. De
zember 1958 zugestellte, den Berufungsanträgen zu 1. und 3. 
stattgebende Teilurteil folgenden Inhalts erlassen:

1. Es wird festgestellt, daß das gemeinschaftliche Testa
ment der Eheleute P. vom 1. Juni 1952 unwirksam ist.
2. Die Verklagte wird verurteilt, Auskunft zu erteilen 
über den Umfang und Verbleib der aus dem Nachlaß 
von F. P. in ihrem Besitz befindlich gewesenen Gegen
stände.
3. Die Kostenentscheidung bleibt dem Endurteil Vor
behalten.
Zur Begründung hat es ausgeführt: Der Auffassung, Abs. 1 

Satz 2 des § 2077 BGB sei in vollem Umfang weggefallen.
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